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3  Status quo  Wie steht es um Jugendpolitik?

		  Jugendbeteiligung heißt  
		  Haltung zeigen 
		  Parteilichkeit statt Neutralitätsmythos

Junge Menschen, die sich für ihre Belange 
einsetzen und demokratiefeindlichen 
Positionen entgegentreten, erleben zuneh‑ 
mend Anfeindungen und ihre legitimen 
Positionen werden infrage gestellt. Es wird 
ihnen vorgeworfen, angeblich gegen ein 
Neutralitätsgebot zu verstoßen. Diese meist 

haltlosen Vorwürfe speisen den Mythos 
eines Neutralitätsgebots in der Kinder-  
und Jugendarbeit, der zu großer Verun‑ 
sicherung führt. Dem gilt es mit klarer 
demokratischer Haltung entgegenzutreten, 
um Fachkräften und jungen Menschen 
Handlungssicherheit zu geben.

Einordnung des Neutralitätsgebots 

Das sogenannte parteipolitische Neutrali-
tätsgebot verpflichtet staatliche Organe 
dazu, keine parteipolitische Werbung zu 
betreiben oder einzelne Parteien zu be‑ 
vorzugen bzw. zu benachteiligen. Es 
schützt damit die Chancengleichheit im 
Parteienwettbewerb. Es verhindert, dass 
staatliche Stellen in ihrer Hoheitsausübung 
und Personen in amtlicher Funktion ihre 
Macht und Ressourcen zur Beeinflussung 
von Wahlen nutzen. Darüber hinaus gibt  
es auch ein religiös-weltanschauliches 
Neutralitätsgebot, das den Staat verpflich-
tet, niemanden wegen des Glaubens  
oder der Weltanschauung ungleich zu 
behandeln.1 

In der Kinder- und Jugendarbeit sowie im 
Kontext der Jugendbeteiligung wird 
regelmäßig ein Verstoß gegen das partei-
politische Neutralitätsgebot behauptet. 

Dem liegt allerdings ein falsch verstande-
nes bzw. bewusst verzerrtes Verständnis 
von Neutralität zugrunde. So stellt die 
Jugend- und Familienministerkonferenz 
(JFMK) fest:

„Neutralität im Sinne der Verfassung bedeu‑ 
tet Unparteilichkeit, nicht aber Wertefreiheit 
oder gar Positionslosigkeit. Positionen und 
Äußerungen außerhalb demokratischer 
Werte müssen durch Träger und Fachkräfte 
der Jugendarbeit als solche aufgezeigt und 
entsprechend behandelt werden. Das kann 
auch den Ausschluss von Vertreterinnen und 
Vertretern solcher Haltungen beinhalten –  
auch zum Schutz von jungen Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern, die ggf. von ent‑ 
sprechenden Äußerungen und Handlungen 
negativ betroffen sind.“ 2 

In einer Demokratie geht es um die Aus-
handlung verschiedener Interessen.  
Jugendbeteiligung dient der Interessenver-
tretung junger Menschen und der Einfluss-
nahme auf demokratische Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesse und ist u. a. 
durch die UN-Kinderrechtskonvention 
verankert. Ein Neutralitätsgebot ist damit 
unvereinbar, da es diese Rechte be-
schränkt. Vor dem Hintergrund der Rechte 
von kommunalen Kinder- und Jugend– 
parlamenten stellen Heger und Lorenz in 
einem Rechtsgutachten fest, dass 

Jugendbeteiligungsgremien „Ausdruck von 
im Kollektiv ausgeübter, individual- bezie-
hungsweise genauer: menschenrechtlich 
verbürgter Freiheit“ 3 sind. Es wäre absurd, 
hier einem Neutralitätsgebot Geltung 
zuzuschreiben, da es „um die Vertretung 
spezifischer Interessen geht, die in der 
Gesellschaft existent sind – um den 
gesellschafts-politischen Willensbildungs-
prozess also, der durch das Institut der 
staatlichen Neutralität gerade geschützt 
werden soll.“ 4

Neutralitätsforderung als Strategie der Rechten

Forderungen nach Neutralität sind dabei 
eine konkrete Strategie, die insbesondere 
von rechtsextremen Akteur*innen genutzt 
wird, um kritische Stimmen zum Schwei-
gen zu bringen und unliebsame Personen 
und Organisationen als auch demokrati-
sche Beteiligung zu delegitimieren. Ziel ist 
die Einschüchterung, Verunsicherung  
und Diskreditierung zivilgesellschaftlich 
Engagierter ebenso wie Menschen in 
Schule und Verwaltung. Beispiele finden 
sich dafür zahlreiche: kleine Anfragen, 
Anträge auf Streichung von Förderungen 
und Forderungen nach Entzug der Gemein-
nützigkeit. Auch die Störung von Veran- 
staltungen und die von der AfD ins Leben 
gerufenen Meldeportale „Neutrale Schule“ 
sind Teil dieser Strategie, ebenso wie der 
irreführende Verweis auf den Beutelsba-
cher Konsens. Diese Agitation führt bis zu 

öffentlicher Diffamierung sowie verbalen 
und körperlichen Angriffen auf engagierte 
Jugendliche.

Die ständige Wiederholung des angebli-
chen Neutralitätsgebots – egal wie abstrus 
die Forderung im Einzelfall ist – birgt die 
Gefahr, dass sich der Mythos in der Öffent-
lichkeit verfestigt: Wenn es immer wieder 
thematisiert wird, muss doch etwas dran 
sein, oder? In unserer Arbeit als Akademie 
für Kinder- und Jugendparlamente 
beobachten wir, dass es sowohl bei 
Fachkräften als auch bei jungen Menschen 
zu einem vorauseilenden Gehorsam kommt, 
der dazu führt, dass Kritik unterbleibt oder 
demokratie- und menschenfeindlichen 
Positionen Raum gegeben wird. Dem gilt es 
entschieden entgegenzutreten und die 
dahinterliegende Strategie offenzulegen.
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Auch wenn eine Fachkraft selbst an das 
parteipolitische Neutralitätsgebot 
gebunden ist – weil sie beispielsweise in 
der Verwaltung angestellt ist –, bedeutet 
das nicht, dass sie diese Verpflichtung 
auf die jungen Menschen in einem 
Beteiligungsformat oder auf geförderte 
freie Träger übertragen muss bzw. darf. 
Auch eine Finanzierung durch öffentliche 
Mittel führt nicht dazu, dass ein staatliches 
Neutralitätsgebot auf Projekte übertragen 
wird.8 Vielmehr müssen Fachkräfte Räume 
für eine Auseinandersetzung mit Themen 
und Positionen schaffen und eine Posi‑ 
tionierung junger Menschen entsprechend 
ihrer Interessen ermöglichen. In einer 

Demokratie ist es dabei unerlässlich, sich 
auch mit Positionen und Haltungen von 
Parteien auseinanderzusetzen, sie einzu-
ordnen und zu bewerten. Erwachsene 
haben dabei junge Menschen zu unterstüt-
zen, damit diese Analyse wertebasiert, 
nicht wertneutral stattfindet, um unsere 
Demokratie zu stärken. 

Am Ende haben Fachkräfte auch die Auf‑ 
gabe, entstandene Positionen junger 
Menschen nach außen zu vertreten und 
sich für deren Interessen einzusetzen. 
Jugendbeteiligung ist nicht neutral, sondern 
parteilich: für die Interessen und Rechte 
junger Menschen.

Dominik Neumann-Wächter ist Projektleitung der  
Akademie für Kinder- und Jugendparlamente beim  

Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten e. V. und verbindet Kinder-  
und Jugendbeteiligung und politische Bildung.

		
		  Beutelsbacher Konsens

Häufig wird auf den Beutelsbacher Konsens als Argument für ein Neutra‑ 
litätsgebot verwiesen. Dabei enthält dieser ein solches nicht. Vielmehr 
fördert der Beutelsbacher Konsens mit seinen drei Grundprinzipien des 
Überwältigungsverbots, des Kontroversitätsgebots und der Lernenden- 
Orientierung eine kritische Auseinandersetzung und Meinungsbildung. 
Zudem ist er eine Leitlinie der politischen Bildung und in keiner Weise 
rechtlich bindend.

Haltung ist gefragt: Für Demokratie, Menschenrechte 
und die Belange junger Menschen

Jugendbeteiligung muss an Demokratie 
sowie an den Grund- und Menschenrechten 
ausgerichtet sein. Demokratische Werte 
wie Menschenwürde, Gleichheit, Gerechtig-
keit, Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, Solidari-
tät und Vielfalt bilden den verbindlichen 
Rahmen. Dabei ist es unabdingbar für eine 
Demokratie, dass junge Menschen ihre 
Interessen artikulieren und die Positionen 
von Parteien analysieren, bewerten und 
kritisieren.5 In unserer Arbeit erleben wir 
jedoch, dass jungen Menschen ihr Engage-
ment durch vermeintliche Neutralitäts‑ 
beschränkungen schwer gemacht wird.  
Hier sind Erwachsene gehalten, sie  
umso mehr zu unterstützen.

„Das entschiedene Eintreten gegen Aussa-
gen und Handlungen, die mit Demokratie 
sowie Grund- und Menschenrechten nicht 
vereinbar sind, ist Aufgabe öffentlicher und 

freier Jugendarbeit. Damit kann Jugend-
arbeit nie ̦neutral ’ sein, sondern basiert auf 
Werten, die das GG und demokratische 
Prinzipien vorgeben.“ 6

Fachkräfte in der Verwaltung sowie in der 
Kinder- und Jugendarbeit sind gefordert, 
eine demokratische Haltung einzunehmen 
und sichtbar gegenüber jungen Menschen 
als auch in der Öffentlichkeit zu vertreten. 
Es ist ihre Pflicht, für Menschenrechte und 
Vielfalt einzutreten. Demokratiefeindliche, 
menschenverachtende Positionen sind 
nicht gleichberechtigt stehen zu lassen, 
sondern einzuordnen und ihnen ist zu 
widersprechen.7 Unberechtigte Neutrali-
tätsforderungen müssen von Verantwor-
tungsträger*innen zurückgewiesen und 
jungen Menschen muss der Rücken 
gestärkt werden, für ihre Interessen und 
Belange einzutreten.  
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